
Suchergebnisse: Zentralrat

19. Dezember 1918 – Der Zentralrat ohne Beteiligung der USPD

Berlin * Am Kongress der Arbeiter- und Soldatenräte Deutschlands wird über den noch zu

wählenden Zentralrat debattiert. Dem Rat der Volksbeauftragten wird die gesetzgeberische und

die vollziehende Gewalt übertragen.       Der Zentralrat soll das Recht zur Berufung und

Abberufung der Volksbeauftragten des Deutschen Reiches und der Volksbeauftragten Preußens

erhalten.   Er muss bei der Berufung von Fachministern und Beigeordneten „gehört“ werden und  

soll das Kabinett „parlamentarisch überwachen“.      Der Kongress beschließt gegen die Stimmen

der USPD die Vorlage. Die Unabhängigen erklären daraufhin, sich nicht am Zentralrat zu

beteiligen. 

19. Dezember 1918 – Der Kongress der Räte Deutschlands wählt den Zentralrat

Berlin * Der Kongress der Arbeiter- und Soldatenräte Deutschlands wählt den Zentralrat, der nur

aus Vertretern der MSPD und Soldaten besteht. 

20. Dezember 1918 – Die Hamburger Punkte werden abgeschwächt

Kassel - Berlin * Generalquartiermeister Wilhelm Groener reist nach Berlin, um über die

Umsetzung der Hamburger Punkte mit dem Rat der Volksbeauftragten und dem Zentralrat zu

verhandeln. Die Sache geht „dank Eberts geschickter Unterstützung, der wie wenige die Kunst

des Abbiegens verstand, aus wie das Hornberger Schießen“, so Groeners Resümee.    Der Rat

der Volksbeauftragten und der Zentralrat verständigen sich darauf, den Beschluss des

Kongresses der Arbeiter- und Soldatenräte Deutschlands zunächst nicht in Kraft treten zu lassen.

Die Hamburger Punkte sollen für das Feldheer keine Anwendung finden. Außerdem sollen

Ausführungsbestimmungen erlassen werden.    Genau diese Vorgehensweise hat der Kongress

zwei Tage vorher ausdrücklich abgelehnt. 

28. Dezember 1918 – Die USPD-Volksbeauftragten werden ausgebremst

Berlin * Das Kabinett Ebert [= Rat der Volksbeauftragten] tagt gemeinsam mit dem Zentralrat. Die

USPD-Volksbeauftragten fordern vom Zentralrat die Beantwortung von acht Fragen im
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Zusammenhang mit den Vorgängen vom 23./24. Dezember und damit Konsequenzen gegenüber

dem Koalitionspartner von der MSPD.    Der Zentralrat, dem kein Unabhängiger angehört,

unterstützt natürlich die MSPD-Volksbeauftragten. 

29. Dezember 1918 – Die USPD-Volksbeauftragten treten zurück

Berlin * Kurz nach Mitternacht erklären die Vertreter der Unabhängigen Sozialdemokraten -

USPD (Hugo Haase, Wilhelm Dittmann und Emil Barth) während der Sitzung der

Volksbeauftragten und dem Zentralrat - sehr zur Freude der MSPD - ihren Rücktritt. Sie wollen

Deutschland in Richtung eines Rätestaats verändern.    Bereits um 0:15 Uhr teilt Reichskanzler

Friedrich Ebert den Austritt der USPD aus dem Rat der Volksbeauftragten der Presse mit. 

29. Dezember 1918 – Gustav Noske und Rudolf Wissell zu Volksbeauftragte gewählt

Berlin * Um 9 Uhr treten die MSPD-Volksbeauftragten mit dem Zentralrat erneut zusammen, um

endgültig über die Nachfolge der ausgeschiedenen Regierungsmitglieder zu beraten und noch

am Nachmittag die neue Zusammensetzung auf Flugblättern zu veröffentlichen.    Der Zentralrat

wählt einstimmig zwei Vertreter der Mehrheitssozialdemokraten - MSPD  in den Rat der

Volksbeauftragten. Es sind dies: Gustav Noske und Rudolf Wissell.    Alleiniger Vorsitzender ist

nun Friedrich Ebert, der sich für eine Wahl zur Verfassungsgebenden Nationalversammlung

einsetzt. Das Deutsche Reich soll möglichst bald eine demokratisch legitimierte Regierung

bekommen. 

21. Februar 1919 – Der Zentralrat nimmt seine Arbeit auf

München-Kreuzviertel * Gleich nach seiner Ernennung nimmt der Zentralrat seine Arbeit auf.       

Der von der USPD spontan ausgerufene Generalstreik wird bestätigt,   alle Geschäfte und

Vergnügungsstätten werden für drei Tage geschlossen,   der Zug- und Straßenbahnverkehr wird

eingestellt,   eine nächtliche Ausgangssperre wird erlassen und  der Belagerungszustand über

München verhängt,   und damit Raub, Plünderung und Diebstahl unter Todesstrafe gestellt. 

21. Februar 1919 – Ein elfköpfiger Aktionsausschuss übernimmt die vollziehende Gewalt

München-Kreuzviertel * Ein elfköpfiger Aktionsausschuss übernimmt als Zentralrat der
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Bayerischen Republik an Stelle des Kabinetts Eisner       die vollziehende Gewalt,   ruft einen

dreitägigen Generalstreik aus,   verhängt den Belagerungszustand über München,   besetzt die

Zeitungsredaktionen und   verfügt eine drei Wochen dauernde Zensur der bürgerlichen Presse.

21. Februar 1919 – Ein Zentralrat der Bayerischen Republik konstituiert sich

München * Aus Vertretern der Mehrheitssozialisten, Unabhängigen Sozialdemokraten,

Kommunisten sowie den Vollzugsorganen der Arbeiter-, Bauern- und Soldatenräte und dem

Revolutionären Arbeiterrat bildet sich ein Zentralrat der Bayerischen Republik. Dieser sogenannte

Elfmännerausschuss fungiert als Regierungsgremium, das die Geschäfte so lange kommissarisch

führen soll, bis eine endgültige Regelung gefunden wird.     Zum Vorsitzenden des

Zentralrats wird Ernst Niekisch, ein junger Volksschullehrer, Vorsitzender der Augsburger

Arbeiter- und Soldatenräte und Mitglied des Landesarbeitsrates gewählt. Ernst Niekisch ist zwar

Mehrheitssozialdemokrat, gilt aber aufgrund seiner Befürwortung der Räte als Mann des

Ausgleichs zwischen den ideologischen Gegensätzen und wird auch von den rechten

Sozialdemokraten akzeptiert. Er gilt als die Integrationsfigur, die der Republik über die schwere

Zeit hinweghelfen kann.    Neben Ernst Niekisch, Carl Kröplin und Hermann Eisenhut vom

Vollzugsrat der Arbeiterräte gehören dem Zentralrat außerdem an:         Karl Gandorfer, Wolfgang

Hofmann und Johann Wutzlhofer vom Vollzugsrat der Bauernräte,   Fritz Sauber, Engelbert

Kohlschmidt und Johann Panzer vom Vollzugsrat der Soldatenräte   sowie Max Levien und

August Hagemeister vom Revolutionären Arbeiterrat.      Dem Zentralrat wird ein erweiterter

Aktionsausschuss zur Seite gestellt, um die Fülle der anstehenden Arbeiten zu

bewältigen. Dieser wiederum konstituiert verschiedene Kommissionen, die das tägliche Leben

regeln sollen. So entstehen Kommissionen       zur Bewaffnung des Proletariats,   zur Ernährung, 

 zur Lebensmittelversorgung,   für das Wohnungswesen,   für das Gerichtswesen,   für

Aufklärungs- und Nachrichtendienste,   für Heereswesen und   zur Produktionsregelung. 

22. Februar 1919 – Ein Nachrichtenblatt des Zentralrats erscheint

München * Der Zentralrat verbietet die gesamte Presse mit Ausnahme des USPD-Organs Neue

Zeitung. Am 22. Februar erscheint neben der Neuen Zeitung, dem Bauernbund-Blatt Neue freie

Volks-Zeitung nur das Nachrichtenblatt des Zentralrats.    Es wird in den vom Militär besetzten

Räumen der Münchner Neuesten Nachrichten gefertigt und den Abonnenten der Münchner

Neuesten Nachrichten, der Münchener Zeitung, der München-Augsburger Abendzeitung und des

Bayerischen Kuriers zugestellt.    Die Redakteure, Setzer und Drucker der Münchener Post

lehnen es ab, die Zeitung unter Vorzensur erscheinen zu lassen. Das Nachrichtenblatt des
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Zentralrats wird die erste und einzige Ausgabe bleiben. 

22. Februar 1919 – Bisherige Minister führen ihre Ressorts weiter

München-Kreuzviertel * Die bisherigen Minister Dr. Edgar Jaffé, Hans Unterleitner und Heinrich

Ritter von Frauendorfer richten an den Zentralrat des Volksstaates Bayern das nachstehende

Schreiben:         „Die Unterzeichneten haben im Interesse des Landes seit dem 21. Februar 1919

die laufenden Geschäfte ihres Ressorts weitergeführt und sind auch bereit, dies fürderhin zu tun,

bis eine neue Regierung gebildet ist.     Sie erklären ausdrücklich, dass sie lediglich

verantwortlich sind für die von Ihnen innerhalb ihres Verwaltungsbereiches getroffenen

Maßnahmen.     Sie stellen fest, dass sie die allgemeine Führung der Regierungsgeschäfte und

für die Maßnahmen des Zentralrats keinerlei Mitverantwortlichkeit tragen, insbesondere auch

nicht die Festnahme und Einbehaltung von Geiseln, sowie für die gegenüber der Presse

getroffenen Maßnahmen.“ 

22. Februar 1919 – Gespräche zur Überwindung der Spaltung der Linken

München * Ernst Niekisch strebt die Wiederannäherung von USPD und SPD an, weshalb drei

Mitglieder des Zentralrats - Niekisch, Sauber und Gandorfer - versuchen, durch Gespräche mit

Delegierten der Münchner Ortsgruppen von SPD, USPD und Freien Gewerkschaften die

Spaltung der Linken zu überwinden und eine sozialistische Einheitsfront zu begründen.    Die

sechs Verhandlungsführer bezeichnen sich als „Kommission zur Wiederherstellung der Einheit

der sozialdemokratischen Parteien“. Sie erarbeiteten eine Vereinbarung als Grundlage für

Verhandlungen unter den von ihnen vertretenen Interessengruppen.       In der Präambel wird

jeder politische Mord verurteilt, „gleich, von welcher Seite er verübt wird“,   und ein Programm

sozialistischer Einheit aufgestellt, das die Sicherung der Erfolge der Revolution gewährleisten und

einen Bruder- und Bürgerkrieg vermeiden soll.   Artikel 1 sieht vor, dass die Arbeiter-, Bauern-

und Soldatenräte in der Bayerischen Verfassung anerkannt und verankert werden. Rätemitglieder

sollen in Ausübung ihres Amtes Immunität genießen. Außerdem sollen sie den Ministerien

beratend zur Seite stehen.   Nach Artikel 2 sollen die im Amt verbliebenen Minister ihre Stellung

behalten und mit anderen Parteigenossen ein sozialistisches Ministerium bilden, dem ein Mitglied

es Bayerischen Bauernbundes als Landwirtschaftsminister beitreten soll.   Artikel 3 lautet: „Der

am 12. Januar rechtmäßig gewählte Landtag wird, sowie es die Verhältnisse gestatten, wieder

einberufen werden.“   Gemäß Artikel 4 soll das stehende Heer sofort aufgelöst und durch eine

republikanische Schutzwehr, die aus Mitgliedern der Freien Gewerkschaften, des Bauernbundes

und der organisierten Landarbeiterschaft besteht, ersetzt werden.   Nach Artikel 5 wird die
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Freiheit der Presse grundsätzlich wiederhergestellt, doch werden gleichzeitig - „bis zur Rückkehr

geordneter Verhältnisse“ - erhebliche Einschränkungen der Pressefreiheit gefordert.      Wie

vorauszusehen war, geben die SPD-Führung und die Freien Gewerkschaften der Vereinbarung

unverzüglich ihre Zustimmung.    Anders die Münchner Räte. Sie zeigten sich über die hinter

ihrem Rücken stattfindenden Gespräche empört. Eine zur Beratung des Programms einberufene

Versammlung löste sich wegen des dritten Artikels in einem Tumult auf. Die Münchner Räte

drohen unverhohlen, dass sie einem Zentralrat, der bereit ist, den Landtag anzuerkennen, die

Bestätigung verweigern will.    Damit besteht die geforderte und so hoch gelobte Einheitsfront nur

noch auf dem Papier. Ernst Niekisch ist jetzt zwar quasi Regierungschef in Bayern. Doch den im

Umbruch befindlichen Staat zu lenken, ist alles andere als einfach. Als zentrale Frage bleibt:

Welches Regierungssystem - Parlamentarismus oder Räterepublik - soll künftig in Bayern

herrschen? 

22. Februar 1919 – Geiseln werden in Schutzhaft genommen

München-Kreuzviertel * Um weiteren konterrevolutionären Attentaten vorzubeugen beschließt der

Zentralrat Geiseln in Schutzhaft zu nehmen. Diese werden weitgehend zufällig aus Kreisen des

Bürgertums und der Offiziere auswählt und in das Hotel Bayerischer Hof gebracht. 

22. Februar 1919 – Der Zentralrat wird erweitert

München-Kreuzviertel * Der Zentralrat wird durch die Aufnahme des Mehrheitssozialisten Karl

Schmidt und des Gewerkschaftssekretärs Albert Schmid erweitert.

23. Februar 1919 – Der Generalstreik wird beendet

München * Der Zentralrat gibt bekannt, dass der Generalstreik sein Ziel erreicht hat. Die Arbeiter

werden aufgefordert, am nächsten Tag [Montag] wieder an ihren Arbeitsstellen zu erscheinen. 

23. Februar 1919 – Die sofortige Einberufung des Rätekongresses

München * Die Neue Zeitung teilt mit, dass der Zentralrat die sofortige Einberufung des

Rätekongresses beschlossen hat. 
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23. Februar 1919 – Die lokalen Räte sollen die Pressezensur vornehmen

München - Freistaat Bayern * Der Zentralrat fordert in Telegrammen die lokalen Räte außerhalb

Münchens auf, bis auf weiteres die Zensur über die Presse auszuüben. Ausgenommen davon

sind nur die sozialistischen und bauernbündlerischen Blätter. 

25. Februar 1919 – Alle bürgerlichen Zeitungen können wieder erscheinen

München * Alle bürgerlichen Zeitungen können wieder erscheinen, allerdings bis zum 15. März

unter einer - mäßig strengen - Vorzensur. In den Münchner Neuesten Nachrichten, der

Münchener Zeitung und der München-Augsburger Abendzeitung wird an prominenter Stelle ein

vom Zentralrat vorformulierter Artikel veröffentlicht, der sich „gegen jede Reichseinmischung in

bayerische Verhältnisse“ verwahrt. 

26. Februar 1919 – 100.000 Menschen nehmen an Kurt Eisners Bestattungsfeierlichkeiten teil

München-Giesing * Zeugten schon die Geschehnisse am Ort des Attentats von breiter

Betroffenheit über Kurt Eisners Tod, so wird sein Begräbnis zu einer außergewöhnlichen

Trauerbekundung der Bevölkerung.  Der Zentralrat ordnet für ganz Bayern Landestrauer an. Die

öffentlichen Gebäude sind auf Halbmast schwarz und rot beflaggt. Die Arbeit ruht. Annähernd

100.000 Menschen nehmen an den Bestattungsfeierlichkeiten teil.  Ab 9 Uhr bewegt sich der

Trauerzug - begleitet von 20 Musikkapellen - von der Theresienwiese zum Ostfriedhof. Matrosen

tragen den mit schwarzen Tüchern verhüllten Sarg. Um 10 Uhr beginnt ein halbstündiges

Glockengeläut. Die Trauerfeier mit der Einäscherung in der Halle des Krematoriums beginnt um

10:30 Uhr. Sie dauert bis 11:40 Uhr.  Gustav Landauer hält eine Gedächtnisrede, in der er

ausführt: „Kurt Eisner, der Jude, war ein Prophet, der unbarmherzig mit den kleinmütigen,

erbärmlichen Menschen gerungen hat, weil er die Menschheit liebte und an sie glaubte und sie

wollte. Er war ein Prophet, weil er mit den Armen und getretenen fühlte und die Möglichkeit, die

Notwendigkeit schaute, der Not und Knechtung ein Ende zu machen. Er war ein Prophet, weil er

ein Erkennender war, dieser Dichter, der zugleich von der Schönheit, die kommen sollte, träumte

und den harten, bösen Tatsachen unerschrocken ins Gesicht sah.   Er war ein Prophet, und er

wurde so zum Satiriker und zum Geißler der Verlogenheit und Verkleisterung, wie er sie zumal

bei seinen Kollegen von der Presse fand, er war ein unermüdlicher, trockener Erforscher der

Wirklichkeit. So war er, der Schauend-Gestaltend-Erkennende, auch ein Prophet in dem Sinne,

dass er die Zukunft voraus sah. Er wollte mit den Menschen gehen, er wollte auf die Menschen

wirken, aber nichts lag ihm ferner als Herrschaft oder unterdrückende Überlegenheit.“  Selbst die
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bürgerliche Presse ist beeindruckt und schreibt: „In ihrer reichen Geschichte hat die bayerische

Hauptstadt wohl viele prunkvolle Leichenzüge zu verzeichnen, aber keinen, der, was

Massenentfaltung anlangt, denjenigen übertrifft, der am Vorfrühlingstage des 26. Februar halb

München in Bewegung setzte.“ 

28. Februar 1919 – Ein umfangreicher Kompromissantrag wird beraten

München-Kreuzviertel * Am Nachmittag beraten die Delegierten der bayerischen Arbeiter-,

Bauern- und Soldatenräte im Münchner Landtagsgebäude an der Prannerstraße einen

Kompromissantrag. Darin wird festgelegt, dass der Kongress der Arbeiter-, Bauern- und

Soldatenräte den Provisorischen Nationalrat darstellt.         In den nächsten Tagen sollen 250

Delegierte gewählt werden, die diesem Provisorischen Nationalrat künftig angehören.         Im

Anschluss daran soll ein Aktionsausschuss gewählt werden, der sich aus je sieben Mitgliedern

der Vollzugsausschüsse der Arbeiter-, Bauern- und Soldatenräte, je drei Vertretern von SPD,

USPD, Revolutionärem Arbeiterrat und Bayerischem Bauernbund - BBB zusammensetzt.     Die

Mitglieder des Aktionsausschusses können jederzeit vom Provisorischen Nationalrat abgesetzt

werden.     Der Aktionsausschuss wählt aus seiner Mitte einen Zentralrat, dessen Mitglieder dem

Aktionsausschuss verantwortlich sind.         Außerdem soll in absehbarer Zeit das

Staatsgrundgesetz vom 4. Januar 1919 zur Volksabstimmung vorgelegt werden.   Das

Staatsgrundgesetz soll zuvor aber noch in einigen Punkten abgeändert werden, in dem die

Räte das Recht zur Gesetzesinitiative und ein Vetorecht gegen

Parlamentsbeschlüsse festgeschrieben erhalten.     Bei Streitigkeiten hat das Volk das letzte Wort

und entscheidet per Volksentscheid.        Hans Unterleitner wirbt mit großem Engagement für den

Kompromiss: „Die zweite Revolution ist eine Tatsache. Nun handelt es sich darum, sich klar zu

sein, was die zweite Revolution will. [...] Wir haben die politische Macht erobert und lassen sie

uns nicht mehr nehmen“.         In seinen Ausführungen stellt er fest, dass die Beratungen mit den

Bauernvertretern gezeigt haben, dass die Bauern einer Räterepublik jegliche Unterstützung

verweigern.     Ohne die Bauern kann jedoch so ein Experiment unmöglich funktionieren: „Wir

dürfen die Augen vor der Tatsache nicht verschließen, in Deutschland und in Bayern liegen eben

die Verhältnisse anders wie in Russland“. 

28. Februar 1919 – Der Zentralrat äußert sich zum Eisner-Attentat

München - Freistaat Bayern * In den Münchner Neuesten Nachrichten erscheint eine

Proklamation, in der der Zentralrat über die Vorkommnisse nach dem Attentat schreibt:  „Der

Schuss, der Kurt Eisner tötete und mit ihm die Revolution vernichten sollte, [musste] das Signal
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zur Sicherung und Fortführung von Eisners Werk sein. Die Arbeiterschaft aller Richtungen war

geschlossen, die gesamte Garnison Münchens stellte sich ihr zur Seite“.Doch das ist reines

Wunschdenken. 

3. März 1919 – Eine Verordnung zur Ausschaltung des Bodenwuchers

München * Der Zentralrat beschließt eine Verordnung zur Ausschaltung des Bodenwuchers.

Durch diese wird die Bodenspekulation in Bayern verboten. Ein Verstoß gegen das Verbot soll

mit einer Geld- oder Gefängnisstrafe geahndet werden. 

5. März 1919 – Der erste politische Aschermittwoch

Vilshofen * Der Bayerische Bauernbund - BBB lädt Mittags zu einer Volksversammlung, dem

ersten Politischen Aschermittwoch, ein, nachdem am Vormittag eine

Vertrauensmännerversammlung abgehalten worden war.    Der Bayerische Bauernbund ist im

Bayerischen Landtag mit Abgeordneten vertreten. In der anstehenden Auseinandersetzung

zwischen dem Parlament und dem Zentralrat der Republik Bayern hat sich der BBB für die

Verwirklichung eines Rätesystems ausgesprochen. Als Redner treten auf:       Der

Landtagsabgeordnete Joseph Klarhauser und   der Delegierte des Arbeiter- und

Bauernrats Leitner. 

6. März 1919 – Die sofortige Freilassung der Geiseln gefordert

München * Der SPD-Landtagsabgeordnete und Rechtsanwalt Dr. Max Süßheim stellt auf dem

Rätekongress den Antrag auf sofortige Freilassung der Geiseln, die aufgrund des Beschlusses

des Zentralrats vom 22. Februar im Hotel Bayerischer Hof in Geiselhaft genommen worden

waren. Zu diesem Zeitpunkt sind noch zwölf Geiseln in Stadelheim untergebracht. Fünfzehn sind

bereits entlassen worden.    Der Rätekongress beschließt die sofortige Entlassung der Geiseln,

„soweit nicht nachweisbare Verdachtsgründe vorliegen“. 

7. März 1919 – Der Aktionsausschuss hat sich konstituiert

München * Der Aktionsausschuss hat sich konstituiert. Er besteht aus 35 Mitgliedern, zwei mehr

als ursprünglich vorgesehen.     Danach wählt der Aktionsausschuss aus seiner Mitte
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den Zentralrat. Den Vorstand des Zentralrats bilden:       Ernst Niekisch [Vorsitzender,

Arbeiterrat],   Anton Hofmann [stellvertretender Vorsitzender, Bauernrat],   Fritz Soldmann

[Schriftführer, Arbeiterrat],   Johann Panzer [stellvertretender Schriftführer, Soldatenrat].     

Dem Zentralrat gehört kein Mitglied des Revolutionären Arbeiterrats an. 

8. März 1919 – Antrag auf sofortige Einberufung des Landtags

München * SPD, USPD und der Bauernbund legen dem Rätekongress einen gemeinsamen

Antrag auf sofortige Einberufung des Landtags vor. Der Rätekongress nimmt den Antrag gegen

die Stimmen der extremen Linken an. Dem Antrag voraus geht die Ablehnung, Bayern zur

sozialistischen Räterepublik auszurufen.    Aus Protest gegen diese Beschlüsse erklären die zwei

Vertreter des Revolutionären Arbeiterrats, Max Levien und August Hagemeister, sowie Fritz

Sauber vom Soldatenrat, ihren sofortigen Austritt aus dem Zentralrat. 

10. März 1919 – Bedauerliche Übergriffe der Räte

München * Auf einer Besprechung des Zentralrats mit den Vertretern der Exekutivorgane der

Arbeiter-, Soldaten- und Bauernräte sowie sämtlicher Ministerien wird widerspruchslos

festgestellt, dass die Räte „die Grenzen ihrer Zuständigkeiten nicht selten überschreiten und in

manchen Fällen sogar zu recht bedauerlichen Übergriffen sich hinreißen“ lassen würden.&nbsp;

11. März 1919 – Hinweise für die Räte

München - Freistaat Bayern * Der Zentralrat gibt ein Schreiben an die Arbeiter-, Soldaten- und

Bauernräte heraus, in dem diese aufgefordert werden, Hausdurchsuchungen und

Beschlagnahmungen von Lebensmitteln nur mit Hinzuziehung der Polizeibehörden

durchzuführen.    Beamtenabsetzungen durch örtliche Räte sind nicht erlaubt. Es müsse erst ein

Antrag auf Entlassung an den Zentralrat gerichtet werden. Es wird darauf hingewiesen, dass

„Missgriffe der Räte […] die schlimmsten Feinde des Rätegedankens“ sind. 

13. März 1919 – Bayern will in der Sozialisierungsfrage mit Sachsen zusammenarbeiten

München - Sachsen * Der Zentralrat sendet ein Telegramm an den sächsischen Zentralrat, der

dortigen Regierung und der Volkskammer zur Vollsozialisierung. Er will die vollständige Kontrolle
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über die Rohstoffe und die Energieverwendung sowie ihre endgültige Verwertung in Angriff

nehmen. Der Zentralrat schlägt eine&nbsp;       enge Zusammenarbeit mit der sächsischen

Volkskammer vor, die zuvor die Regelung der Produktion und Verteilung planmäßig nach

sozialistischen Grundsätzen zu regeln beschlossen hatte und   für den 16. März ein Treffen der

Kenner der Sozialisierungsfragen beider Länder vor.&nbsp;

13. März 1919 – Der Zentralrat schlägt die Errichtung eines Zentralwirtschaftsamts vor

München * Der Zentralrat schlägt die Errichtung eines Zentralwirtschaftsamts mit besonderen

Vollmachten vor, das neben der Regierung arbeiten soll.&nbsp;

13. März 1919 – Das Verfahren der Wahl zum Reichsrätekongress

München - Freistaat Bayern * Der Zentralrat teilt allen bayerischen Räten mit, wie die insgesamt

28 Delegierten zum nächsten Berliner Reichsrätekongress zusammengesetzt und nach welchem

Verfahren sie gewählt werden.&nbsp;

14. März 1919 – Die Sozialisierungs-Konferenz ist Sachsen zu kurzfristig angesetzt

Sachsen - München * Der sächsische Zentralrat und die Volkskammer teilen dem bayerischen

Zentralrat mit, dass die vorgeschlagene gemeinsame Konferenz zu Sozialisierungsfragen zu

kurzfristig angesetzt sei.&nbsp;

15. März 1919 – Die Zensur der bürgerlichen Presse wird aufgehoben

München * Die seit drei Wochen andauernde Zensur der bürgerlichen Presse durch den

Zentralrat&nbsp;wird aufgehoben. Bereits seit dem 25. Februar konnten wieder alle bürgerlichen

Blätter erscheinen, allerdings bis zum 15. März nur unter einer - mäßig strengen - Vorzensur.

17. März 1919 – Johannes Hoffmann (SPD) einstimmig zum Ministerpräsidenten gewählt

München-Kreuzviertel * Der Bayerische Landtag tritt unter erhöhten Sicherheitsmaßnahmen zu

seiner ersten Sitzung seit dem 21. Februar zusammen. Die Abgeordneten müssen nacheinander
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vier Leibesvisitationen und Ausweiskontrollen über sich ergehen lassen.   Eine neue Regierung

unter dem Vorsitz des Mehrheitssozialdemokraten Johannes Hoffmann wird eingesetzt und mit

einem Ermächtigungsgesetz mit umfangreichen Vollmachten ausgestattet.   Johannes Hoffmann

wird auf der Basis des noch von Kurt Eisner vorbereiteten Vorläufigen Staatsgrundgesetzes vom

17. März 1919 zum Ministerpräsidenten des Freistaats Bayern gewählt. Er wird deshalb auch als

erster parlamentarischer, also vom Vertrauen des gewählten Landtags getragener

Ministerpräsident bezeichnet. Aus diesem Grund ist - bis zum heutigen Tag -  in der Bayerischen

Staatskanzlei in der Galerie der Ministerpräsidenten kein Bild von Kurt Eisner aufgenommen

worden.   Der Landtag nimmt das vorläufige Staatsgrundgesetz des Freistaates Bayern an.

Darunter das Gesetz über die Aufhebung des bayerischen Adels. 

18. März 1919 – Niekisch: Die demokratisch-parlamentarische Republik ist hergestellt

München * Durch die&nbsp;Regierungsbildung&nbsp;ist - nach einer späteren Aussage

des&nbsp;Zentralratsvorsitzenden&nbsp;Ernst Niekisch - seine&nbsp;„Mission als Träger der

obersten Gewalt zu Ende“. Mit der Verabschiedung des

vorläufigen&nbsp;Staatsgrundgesetzes&nbsp;ist&nbsp;„formal die

demokratisch-parlamentarische Republik verfassungsmäßig hergestellt“.&nbsp;

20. März 1919 – Der Zentralrat zieht in das Wittelsbacher Palais

München-Maxvorstadt * Der Zentralrat zieht vom Landtagsgebäude in der Prannerstraße in das

Wittelsbacher Palais&nbsp;an der Brienner Straße um.&nbsp;

3. April 1919 – Die Forderungen nach einem Rätesystem werden wieder lauter

Augsburg * Seit Ende März werden die Forderungen nach einem Rätesystem wieder lauter. Das

tritt deutlich hervor, als der Vorsitzende des Zentralrats, Ernst Niekisch, auf der großen

Räteversammlung in Augsburg eine Rede zum Thema „Die zweite Revolution“

hält.&nbsp;Niekisch spricht sich zwar für ein Rätesystem aus, hält aber den Zeitpunkt für seine

Einführung für noch nicht gekommen. Letztlich verteidigt er die Bildung der parlamentarischen

Regierung.    In der sich dem Referat anschließenden lebhaften Diskussion wird hauptsächlich

von Vertretern der USPD die Ausrufung einer Räterepublik gefordert. Ein entsprechender Antrag

wird mit überwiegender Mehrheit angenommen. Zudem wird ein Bündnis mit den

Sowjetrepubliken Ungarns und Russlands gefordert.&nbsp;    Um einen Ausweg aus der
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Bedrängnis zu finden, schlägt Niekisch die Bildung einer Kommission vor, die ihn nach München

begleiten und die Forderungen im Ministerrat vortragen soll.&nbsp;

3. April 1919 – Die Tätigkeit der Räte unnötig behindert

München * Der Zentralrat beschwert sich bei der Regierung Hoffmann, dass die eingesetzten

Kommissionen bei ihrer Arbeit auf Widerstand und Hindernisse stoßen. Damit wird die Tätigkeit

der Räte unnötig behindert. 

4. April 1919 – Dr. Arnold Wadler: Der Landtag wird am 8. April nicht zusammentreten

München-Maxvorstadt * Auf einer vom Zentralrat einberufenen und gut besuchten Veranstaltung

im Löwenbräukeller teilt Dr. Arnold Wadler mit, dass der Landtag am 8. April nicht

zusammentreten wird. Wadler fordert dagegen:       die Schließung des Landtags,   die Ausrufung

eines Generalstreiks,   die Proklamierung der Räterepublik und   die Verbrüderung mit dem

russischen und ungarischen Proletariat.      Der Zentralrat beschließt nach einer lebhaften

Diskussion, die für Dienstag [= 8. April] anberaumte Wiedereröffnung des Parlaments

abzusagen.&nbsp;

4. April 1919 – Der Zentralrat ist gegen die Einberufung des Landtags

München * Der Zentralrat spricht sich gegen das Vorhaben des Ministerpräsidenten Johannes

Hoffmann, den Landtag am 8. April erneut einzuberufen, aus, nachdem er es aus der Presse

erfahren hatte. Er teilt dies dem Ministerrat mit und droht mit einem Generalstreik, falls der

Landtag doch zusammentreten sollte.&nbsp;    Die anwesenden Minister lehnen jetzt die

Einberufung des Landtags ab, obwohl sie am Vortag keine Bedenken geäußert hatten.

&nbsp;Nachdem die Münchner Garnison erklärt, dass sie nicht zum Schutz des Landtags zur

Verfügung stehen wird, entscheidet sich der Ministerrat mehrheitlich gegen eine Einberufung des

Landtags.&nbsp;

4. April 1919 – Die Kasernenräte unterstützen den Zentralrat

München * Die Münchner Kasernenräte stellen sich voll hinter den Zentralrat. Sie beschließen

einstimmig:       Beim Zusammentritt des Landtags keine Bereitschaften zu stellen und
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Schutzmaßnahmen zu treffen.   Bei einem Generalstreik liegen die Sympathien der Garnison bei

den Arbeitern. „Die Garnison bleibt neutral“.&nbsp;

4. April 1919 – Beratungen zur Ausrufung einer Räterepublik

München-Kreuzviertel * Im Außenministerium im Palais Montgelas treffen sich etwa dreißig

Personen, darunter Minister der Regierung Hoffmann, Stadtkommandant Oskar Dürr und

Polizeipräsident Joseph Staimer, Gewerkschafter, Vertreter des Zentralrats und weitere.    Es

geht um die Frage der Ausrufung einer Räterepublik. Doch die Versammlung unter der Leitung

von Ernst Niekisch trennte sich ohne gefasste Beschlüsse.&nbsp;

4. April 1919 – Eine weitere geheime Beratung zur Räterepublik

München-Maxvorstadt * Um 22 Uhr findet eine erneute Besprechung im Militärministerium in der

Ludwigstraße statt. Diesmal ist der Personenkreis auf 100 bis 150 angewachsen.       Der

Bauernführer Karl Gandorfer erklärt unter welchen Bedingungen die Bauern der Einführung eine

Räterepublik zustimmen können.&nbsp;   Die verspätet eintreffende Delegation der KPD will

diese Form der Räterepublik nicht anerkennen, da die Massen selbst über die Räterepublik

entscheiden müssten. Die Haltung der Kommunisten ruft Erstaunen hervor, weil sie bislang die

Räterepublik am lautesten forderten.&nbsp;   Auch jetzt werden noch keine Beschlüsse

gefasst.&nbsp;      Die geheime Zusammenkunft wird durch den Zentralratsvorsitzenden Ernst

Niekisch geleitet. Er befindet sich in einem Dilemma, denn einerseits befürwortet er den

Rätegedanken, andererseits will er im Interesse von Ruhe und Ordnung die Räterepublik

verhindern.    Zur Überraschung aller erklärt ausgerechnet Johannes Hoffmanns Stellvertreter

Ernst Schneppenhorst, dass er eine Räterepublik zum jetzigen Zeitpunkt für die beste aller

Lösungen hält. Der bayerische Militärminister will zwei Tage Bedenkzeit, um die Frage der

Räterepublik mit der SPD-Parteibasis zu besprechen.    Welche Motivation liegt hinter

Schneppenhorsts Vorschlag? Sein Hauptziel ist die Machterhaltung der SPD. Zudem will er die

Kommunisten unter seine Kontrolle bringen.&nbsp;Er möchte den Räten ihre eigene

Regierungsunfähigkeit vor Augen führen, um sie dann, mit einem Militärputsch der Münchner

Garnison, die er wenigstens teilweise in der Hand hat, schnell und möglichst schmerzlos zu

beseitigen. Er und die Regierung Hoffmann wollen die Räte nicht nur schnell, sondern vor allem

in eigener Regie, ohne die von Noske und Epp angebotenen außerbayerischen Freikorps und

Regierungstruppen, loswerden.&nbsp;
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5. April 1919 – Kommunistische Massenversammlungen lehnen die geplante Räterepublik ab

München * In Massenversammlungen im&nbsp;Hofbräuhaus, im&nbsp;Löwenbräukeller,

im&nbsp;Münchner-Kindl-Keller&nbsp;und im&nbsp;Wagner-Saal&nbsp;wird die vom

Zentralrat&nbsp;geplante&nbsp;Räterepublik&nbsp;ebenfalls abgelehnt. Die Versammlungen

fordern dagegen die Ausrufung einer&nbsp;„Räterepublik auf kommunistischer Grundlage nach

russischem Vorbild“.&nbsp;

5. April 1919 – Weitreichende Forderungen der Soldaten

München-Maxvorstadt * Die Soldaten des 1. Infanterie-Regiments&nbsp;beschließen die

Umbenennung der Marsfeld-Kaserne&nbsp;in Kurt-Eisner-Kaserne.&nbsp;    Sie fordern vom

Zentralrat       die sofortige Proklamierung der Räterepublik,   wollen als erstes Regiment der zu

bildenden Roten Armee&nbsp;geführt werden,   fordern die Aufhebung der Offiziersvorrechte,  

die sofortige Einstellung der Gehaltszahlungen an Offiziere,   eine Neuregelung des

Mannschaftsversorgungsgesetzes unter Gleichstellung mit den Offizieren&nbsp;und   keine

Entlassung der Soldaten, bevor nicht ausreichend Arbeitsstellen geschaffen sind.      Das 2.

Infanterie-Regiment&nbsp;benennt seine Kaserne an der Lothstraße in

Karl-Liebknecht-Kaserne&nbsp;um.

5. April 1919 – Gegen die vom Zentralrat geplante Ausrufung einer Räterepublik

München * Die Kommunistische Partei&nbsp;spricht sich gegen die vom

Zentralrat&nbsp;geplante Ausrufung einer Räterepublik&nbsp;aus. Denn, so seine Begründung:   

   Die Proklamation ist entweder eine bewusste Provokation, um die Idee

der&nbsp;Räterepublik&nbsp;zu diskreditieren, oder   der Versuch&nbsp;bankrotter SPD-Führer,

den Anschluss an die Massen zu gewinnen;   die Massen sind nicht aufgeklärt,   es gibt keinen

eigenständigen bayerischen Weg der Revolution und   die Kommunisten beanspruchen die

Führung.   Es&nbsp;wäre nur eine&nbsp;Diktatur des Zentralrates&nbsp;und eben nicht die von

den Kommunisten angestrebte&nbsp;Diktatur des Proletariats.&nbsp;

5. April 1919 – Ministerpräsident Hoffmann wieder zurück in München - Aber zu spät

Berlin - München * Ministerpräsident Johannes Hoffmann ist wieder von seinen Beratungen mit

der Reichsregierung in Berlin zurück in München. Zu spät. Zu diesem Zeitpunkt hat Hoffmann
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den Machtkampf gegen den Zentralrat bereits verloren. Während seiner Abwesenheit haben sich

in München wichtige Weichenstellungen ereignet.&nbsp;

6. April 1919 – Der Zentralrat informiert alle Behörden über die Räterepublik

München - Freistaat Bayern * Bereits vor der&nbsp;Ausrufung der Räterepublik

Baiern&nbsp;informiert der&nbsp;Zentralrat&nbsp;alle bayerischen Behörden über die

bevorstehenden Maßnahmen telegraphisch und fordert die Beamten zur Mitarbeit auf.&nbsp;

6. April 1919 – Der Zentralrat entscheidet für die Ausrufung der Räterepublik Baiern

München-Maxvorstadt * In der Nacht vom 6. zum 7. April sprechen sich im ehemaligen

Schlafzimmer der Königin im Wittelsbacher Palais neben der SPD auch die USPD, die Mitglieder

des Zentralrats und der Revolutionäre Arbeiterrat für eine Räterepublik Baiern aus, obwohl die

KPD dieses Vorhaben ablehnt. Man glaubt dennoch, dass die Bevölkerung und die Armee

geschlossen hinter diesem Systemwechsel steht.    Ernst Niekisch führt den Vorsitz der

Zusammenkunft. Er geht irrtümlich davon aus, dass zu diesem Zeitpunkt keine rechtmäßige

bayerische Regierung mehr existiert, da ihm mit Ausnahme von Hoffmann und Endres die

Rücktrittserklärungen sämtlicher Minister vorliegen.    Die Angaben über die Zahl der

Anwesenden schwankt zwischen 70 und 150. Gustav Landauer stellt den Antrag, dass die

Tagung zur konstituierenden Versammlung erklärt wird. Er hat einen Aufruf „An das Volk in

Baiern“ vorbereitet, der die Gründung der Räterepublik ankündigt. Der Entwurf wird nach kurzer

Beratung von den Anwesenden akzeptiert. Damit kann er am nächsten Morgen in den Zeitungen

erscheinen.&nbsp;

6. April 1919 – Ein Aufruf „An das Volk in Baiern!“ zur Gründung der Räterepublik

München * „Der revolutionäre Zentralrat Baierns“ veröffentlicht einen Aufruf „An das Volk in

Baiern!“ zur Gründung der Räterepublik. Darin heißt es:&nbsp;       „Die Entscheidung ist gefallen.

Baiern ist Räterepublik. Das werktätige Volk ist Herr seines Geschickes. Die revolutionäre

Arbeiterschaft und Bauernschaft Baierns, darunter auch alle unsere Brüder, die Soldaten sind,

durch keine Parteigegensätze mehr getrennt, sind sich einig, dass von an jegliche Ausbeutung

und Unterdrückung ein Ende haben muss. Die Diktatur des Proletariats, die nun zur Tatsache

geworden ist, bezweckt die Verwirklichung eines wahrhaft sozialistischen Gemeinwesens, in dem

jeder arbeitende Mensch sich am öffentlichen Leben beteiligen soll, einer gerechten
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sozialistisch-kommunistischen Wirtschaft.    Der Landtag, das unfruchtbare Gebilde des

überwundenen bürgerlich-kapitalistischen Zeitalters, ist aufgelöst, das von ihm eingesetzte

Ministerium zurückgetreten. Von den Räten des arbeitenden Volkes bestellte, dem Volk

verantwortliche Vertrauensmänner erhalten als Volksbeauftragte für bestimmte Arbeitsgebiete

außerordentliche Vollmachten. Ihre Gehilfen werden bewährte Männer aus allen Richtungen des

revolutionären Sozialismus und Kommunismus sein; die zahlreichen tüchtigen Kräfte des

Beamtentums, zumal der unteren und mittleren Beamten, werden zur tatkräftigen Mitarbeit im

neuen Baiern aufgefordert. Das System der Bürokratie aber wird unverzüglich ausgetilgt.    Die

Presse wird sozialisiert.    Zum Schutz der baierische Räterepublik gegen reaktionäre Versuche

von außen und von innen wird sofort eine rote Armee gebildet. Ein Revolutionsgericht wird jeden

Anschlag gegen die Räterepublik sofort rücksichtslos ahnden. &nbsp;Die Baierische Räterepublik

folgt dem Beispiel der russischen und ungarischen Völker. Sie nimmt sofort die brüderliche

Verbindung mit diesen Völkern auf. Dagegen lehnt sie jedes Zusammenarbeiten mit der

verächtlichen Regierung Ebert, Scheidemann, Noske, Erzberger ab, weil diese unter der Flagge

einer sozialistischen Republik das imperialistisch-kapitalistisch-militaristische Geschäft des in

Schmach zusammengebrochenen deutschen Kaiserreichs fortsetzt.    Sie ruft alle deutschen

Brudervölker auf, den gleichen Weg zu gehen. Allen Proletariern, wo immer sie für Freiheit und

Gerechtigkeit, wo immer sie für den revolutionären Sozialismus kämpfen, in Württemberg und im

Ruhrgebiet, in der ganzen Welt, entbietet die Baierische Räterepublik ihre Grüße.    Zum Zeichen

der freudigen Hoffnung auf eine glückliche Zukunft für die ganze Menschheit wird hiermit der 7.

April zum Nationalfeiertag erklärt. Zum Zeichen des beginnenden Abschied vom fragwürdigen

Zeitalter des Kapitalismus ruht am Montag, den 7. April1919, in ganz Baiern dieArbeit, soweit sie

nicht für das Leben des werktätigen Volkes notwendig ist, worüber gleichzeitig nähere

Bestimmungen ergehen.       Es lebe das freie Baiern! Es lebe die Räterepublik! Es lebe die

Weltrevolution!“&nbsp;

6. April 1919 – Die Eisenbahn verspätet sich

München * Ernst Schneppenhorst, der&nbsp;Minister für Militärangelegenheiten, soll

den&nbsp;Zentralrat&nbsp;über die strikte Ablehnung

einer&nbsp;Räterepublik&nbsp;informieren.&nbsp;Doch Schneppenhorsts Zug verspätet sich -

und bis er in München eintrifft ist Bayern bereits eine&nbsp;Räterepublik.&nbsp;

7. April 1919 – Die neue Räteregierung wird gebildet

München * In der Räteregierung, also dem Rat der Volksbeauftragten,&nbsp;haben
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die&nbsp;Schriftsteller&nbsp;Ernst Toller, Gustav Landauer und Erich Mühsam führende

Funktionen. Ihre geringe politische Erfahrung betrachten sie nicht als Mangel, da sie den

herrschenden Konventionen der Politik ja sowieso ablehnend gegenüberstehen. Deshalb wird die

Erste Räterepublik&nbsp;häufig auch abschätzend als Literatenrepublik bezeichnet.    Das

oberste Gremium der Räterepublik ist der Revolutionäre Zentralrat. Er ist den Volksbeauftragten

übergeordneten. Der Rat der Volksbeauftragten wird jedoch nie zusammentreten.       Oberster

Repräsentant der Baierischen Räterepublik ist zunächst Ernst Niekisch, der aber bereits nach

einem Tag den Vorsitz des Revolutionären Zentralrats niederlegt.   Ernst Toller wird ab dem 9.

April sein Nachfolger. Toller zählt zum linken Flügel der USPD und ist deren Vorsitzender in

München.   Das Amt des Volksbeauftragten für Finanzen übernimmt Silvio Gesell,  

Volksbeauftragter für Volksaufklärung wird der Anarchist Gustav Landauer.   Volksbeauftragter

für Äußeres wird Dr. Franz Lipp [USPD],   Volksbeauftragter für Inneres wird Fritz Soldmann

[USPD],   Volksbeauftragter für Volkswohlfahrt, das ehemalige Ministerium für Soziale Fürsorge,

wird August Hagemeister [USPD],   Volksbeauftragter für Justiz wird Konrad Kübler [BBB],  

Volksbeauftragter für Verkehr wird Gustav Paulukum [USPD],   Volksbeauftragter für Land- und

Forstwirtschaft wird der bisherige Minister Josef Steiner [BBB],   Volksbeauftragter für

Volkswirtschaft wird Edgar Jaffé [USPD],   Volksbeauftragter für Militär wird Otto Killer [USPD].  

Kommissar für das Ernährungswesen wird Johann Wutzlhofer [BBB] und   Kommissar für das

Wohnungswesen wird Dr. Arnold Wadler.      Max Levien wird von von Erich Mühsam für das Amt

als Volksbeauftragter für Militär vorgeschlagen, doch dieser sagt ab, da die KPD die Mitarbeit in

der Räterepublik ablehnt.    Damit wird weder die SPD noch die KPD bei der Ämterverteilung der

Volksbeauftragten berücksichtigt.    Mit&nbsp;der Ausrufung der Räterepublik wird der alte

Zentralrat für „erledigt“ erklärt. Gustav Landauer teilt mit: „Der alte Zentralrat existiert nicht mehr“.

Auch der Aktionsausschuss existiert nicht mehr, was allerdings nirgends offiziell erwähnt wird.

&nbsp;    Der Bayerische Landtag wird       als „unfruchtbares Gebilde des überwundenen

bürgerlich-kapitalistischen Zeitalters“ für aufgelöst erklärt und   die sofortige Gründung einer

Roten Armee angekündigt.&nbsp;

7. April 1919 – Die Mitglieder des Zentralrats rufen die Räterepublik Baiern aus

München * In der Nacht vom 6. auf den 7. April erfolgt im Wittelsbacher Palais&nbsp;- mit

Zustimmung von Vertretern der SPD, der USPD, der Gewerkschaften und des Revolutionären

Arbeiterrates&nbsp;- die Proklamation der Baierischen Räterepublik. Dieser Vorgang wird als 3.

Revolution, als Räterepublik des Zentralrats&nbsp;oder - von den Kommunisten - auch als

Scheinräterepublik&nbsp;bezeichnet. Die Regierung Hoffmann&nbsp;hat sich - wahrscheinlich

unter dem Einfluss der Parteileitung in Berlin - im letzten Moment gegen die
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Ausrufung&nbsp;entschieden.    Durch den Boykott der Kommunisten und den Rückzug der SPD

fallen den Mitgliedern des Revolutionären Arbeiterrats&nbsp;und der USPD eine Schlüsselrolle

zu.&nbsp;

7. April 1919 – Der Revolutionäre Zentralrat proklamiert die Räterepublik

München * In Zeitungen und auf Flugblättern proklamiert der Revolutionäre Zentralrat die

Räterepublik.&nbsp;Der Landtag wird als „aufgelöst“ erklärt. Das von ihm eingesetzte Ministerium

sei zurückgetreten. (Was nicht stimmt.)&nbsp;Außerdem wird erklärt, dass die gesamte

öffentliche Gewalt und die Kontrolle der Verwaltungen durch die Arbeiter-, Soldaten- und

Bauernräte übernommen wird.&nbsp;

8. April 1919 – Ein reines Rätesystem wird vom Reichsrätekongress abgelehnt

Berlin * Robert Leinert (SPD), der Vorsitzende des Zentralrats der Deutschen sozialistischen

Republik, eröffnet in Berlin den Zweiten Kongress der Arbeiter-, Bauern- und Soldatenräte

Deutschlands. Der Kongress dauert bis zum 14. April.       Der Kongress lehnt die Einführung

eines reinen Rätesystems als Alternative zur parlamentarischen Demokratie mit großer Mehrheit

ab.&nbsp;   Ein Antrag, der eine gleichberechtigte Kammer der Arbeit neben den Reichstag

stellen möchte, wird dagegen angenommen. Vom Grundgedanken einer Demokratisierung der

Betriebs- und Wirtschaftsverfassung werden nur die Personal- und&nbsp;Betriebsräte übrig

bleiben.&nbsp;

8. April 1919 – Beschlagnahme und Rationierung der Wohnräume angeordnet

München * Um der seit Kriegsende immer schlimmer werdenden Wohnungsnot zu begegnen

entschließt sich der Zentralrat unter Federführung von Dr. Arnold Wadler, dem Volkskommissar

für das Wohnungswesen, zu drastischen Maßnahmen. Er ordnet die Beschlagnahme und

Rationierung der Wohnräume in ganz Bayern an.       Alle freistehenden Wohnungen in ganz

Bayern, darunter auch Schlösser von Adeligen, werden beschlagnahmt und an

Wohnungssuchende vermietet.   Der Wohnraum wird rationiert. Das bedeutet, dass

Einzelpersonen nur ein Zimmer und eine Küche zusteht; Familien können einen

Gemeinschaftsraum, eine Küche und für je zwei Kinder einen Schlafraum beanspruchen.   Jedes

freie Zimmer muss der Gemeinde oder den Arbeiter-, Soldaten- und Bauernräten gemeldet

werden. Werden Verwandte oder Freunde in überzählige Räume einquartiert, so muss das
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innerhalb von zwei Wochen geschehen. Nach dieser Frist werden die Räume durch die

Gemeinde belegt. Kinderreiche werden gegenüber Kinderlosen bevorzugt, Verheiratete

gegenüber Ledigen.   Kann sich der Vermieter mit dem Mieter über den Mietpreis nicht einigen,

so legt die Gemeinde die Miete fest.   Eine private Wohnraumvermittlung ist ebenso streng

verboten wie eine kommerzielle.   Ein Verstoß gegen die Verordnung kann mit einer Geldstrafe

von bis zu 100.000 Mark und einem Jahr Gefängnis geahndet werden.&nbsp;

8. April 1919 – Die Bewaffnung des Proletariats beginnt

München * Die Arbeiter des&nbsp;Maffei-Werkes&nbsp;werden bewaffnet. Damit beginnt die

vom&nbsp;Provisorischen Revolutionären Zentralrat&nbsp;angeordnete&nbsp;Bewaffnung des

Proletariats. &nbsp;

8. April 1919 – Ernst Niekisch überlässt Ernst Toller die Leitung des Zentralrats

München * Es fehlt der Räterepublik Baiern&nbsp;ein klares

Regierungsprogramm.&nbsp;Entscheidungen werden individuell getroffen. Diese widersprechen

sich teilweise oder heben sich sogar gegenseitig auf.    Ernst Niekisch, der Vorsitzende des

Revolutionären&nbsp;Zentralrats, gibt schon am zweiten Tag völlig entnervt auf.&nbsp;Der

25-jährige Anarchist&nbsp;und Schriftsteller Ernst Toller wird sein Nachfolger.&nbsp;

9. April 1919 – Betriebsobleute und Soldaten fordern die Abdankung des Zentralrats

München * Die KPD ruft eine Versammlung der Revolutionären Obleute in den

Münchner-Kindl-Keller ein, den Rat Revolutionärer Betriebsobleute und Revolutionärer

Soldatenvertreter.       Eugen Leviné erklärt die Versammlung zum Träger der politischen Gewalt

und   den Revolutionären Zentralrat für abgesetzt.   Ein neuer, aus zwanzig Personen

bestehender provisorischer Zentralrat wird gewählt.   Um 23 Uhr wird ein Generalstreik

ausgerufen und   zur Entwaffnung der Polizei aufgerufen.      Eine Abordnung wird mit der

Aufforderung zum Rücktritt zum Revolutionären Zentralrat gesandt.    Ernst Toller und Gustav

Klingelhöfer, die an der Versammlung teilnehmen, werden in Gewahrsam genommen. &nbsp;

9. April 1919 – Die Kapitalflucht soll unterbunden werden
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München * Ernst Tollers erste Verordnung betrifft den Bankensektor. Ein Anschlag des

Revolurionären&nbsp;Zentralrats gibt bekannt, dass „Der revolutionäre Bankrat für Baiern“ in

München Vertrauensleute bestimmt hat, die „die Auszahlung von Geldern bei den Banken zu

überwachen haben, um zu verhindern, dass landesverräterische Kapitalisten ihr Geld ins Ausland

verbringen“. Damit soll die Kapitalflucht verhindert werden.    Es dürfen nur noch Beträge bis zu

100 Mark täglich oder 700 Mark wöchentlich abgehoben werden. Von dieser Regelung

ausgenommen sind ausstehende Rechnungen, Kreditrückzahlungen und Zinstilgungen sowie

Lohnzahlungen und Zahlungen im Geschäftsverkehr von Firmen. Die zuletzt genannten müssen

vom Betriebsrat gegengezeichnet werden.&nbsp;

9. April 1919 – Wilhelm Reichart wird Volksbeauftragter für das Militärwesen

München * Der Kellner&nbsp;und&nbsp;&nbsp;Mitglied des&nbsp;Vollzugsausschusses des

Landessoldatenrats,&nbsp;Wilhelm Reichart, wird einvernehmlich zwischen

dem&nbsp;Provisorischen Revolutionären Zentralrat&nbsp;und

den&nbsp;Kasernenräten&nbsp;zum&nbsp;Volksbeauftragten für das

Militärwesen&nbsp;ernannt. Er wird das Amt bis zum 13. April ausüben.

9. April 1919 – Ernst Toller ist Vorsitzender des Revoutionären Zentralrats

München * Ernst Toller beginnt seine Tätigkeit als Vorsitzender des Revolutionären

Zentralrats.&nbsp;

9. April 1919 – Ein Aufruf des Revolutionären Zentralrats an alle Proletarier

München * In einem Aufruf des Revolutionären Zentralrats „An alle Proletarier“ ist ein

Rätekongress vorgesehen, der nach Neuwahlen der Arbeiterräte entstehen soll.&nbsp;Weder zur

Wahl noch zum Zusammentreffen eines Rätekongresses wird es je kommen.&nbsp;

9. April 1919 – Außenminister Dr. Franz Lipp unterschreibt seinen Rücktritt

München * Das Telegraphenamt leitet Dr. Franz Lipps Telegramme vom 7. und 8. April zwar

weiter, doch die Kontrollbeamten informieren den Revolutionären&nbsp;Zentralrat vom Inhalt der

Schreiben.    Die von Ernst Toller umgehend eingeleiteten Nachforschungen ergeben, dass sich
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Lipp schon mehrmals in psychiatrischer Behandlung befunden hatte. Toller schreibt: „Zweifellos,

Lipp ist wahnsinnig geworden. Wir beschließen, ihn sofort in eine Heilanstalt zu überführen. Um

Aufsehen in der Öffentlichkeit zu vermeiden, muss er freiwillig seinen Rücktritt erklären.“    Dr.

Lipp wird seinen Rücktritt mit den Worten: „Was tue ich nicht für die Revolution“ unterschreiben.

Damit ist die Fehlbesetzung mit dem psychisch kranken Außenminister, der den Anforderungen

an sein Amt nicht gewachsen ist, schnell erledigt worden. Dennoch wird sich der Fehlgriff bei der

Besetzung des Postens als schwerer Schlag für das Ansehen der Räterepublik erweisen.&nbsp;

9. April 1919 – Die Rote Armee wird gegründet

München * Der Zentralratsvorsitzende Ernst Toller gründet nach russischem und ungarischem

Vorbild eine schlagkräftige Rote Armee.       Jeder Angehörige der Roten Armee erhält bei freier

Verpflegung, Unterkunft und Kleidung eine Tageslöhnung von 7.- Mark.   Verheiratete

(Selbstverpfleger) erhalten zusätzlich 7,50 Mark.   Eintretende Erwerbslose haben nach dem

Austritt aus der Roten Armee Anspruch auf Arbeitslosenfürsorge.&nbsp;

10. April 1919 – Einsetzung von Revolutionstribunalen bekanntgegeben

München * Der Revolutionäre Zentralrat gibt die Einsetzung von Revolutionstribunalen und deren

Zusammensetzung bekannt.&nbsp;Der Name erinnert an die blutige Zeit der Französischen

Revolution, doch hier wird kein einziges Todesurteil gesprochen werden, im Gegenteil, die

meisten Prozesse enden mit einem Freispruch.       Die höchste Strafe sind eineinhalb Jahre

Gefängnis, die höchste Geldbuße beträgt 5.000 Mark.   Die Revolutionstribunale bestehen aus

vier Gerichten, die in Permanenz, also Tag und Nacht tagen.   Jedes Gericht besteht aus sieben

Richtern und einem Juristen als Beisitzer.   Hinzu kommt ein Verteidiger, den der/die Angeklagte

selbst wählen darf.   Die Verhandlungen sind öffentlich,   die Urteile werden sofort vollstreckt.  

Von den 28 Richtern gehören je fünf der SPD, der USPD, der KPD und dem Bauernbund

an.&nbsp;Vier Richter sind Mitglieder des Revolutionären Arbeiterrats, vier weitere den

parteilosen Anarchisten.&nbsp;

10. April 1919 – Der Provisorische Zentralrat tritt zurück

München * Der in der Nacht zuvor gewählte 20-köpfige provisorische Zentralrat tritt wieder

zurück. Dafür wählt jetzt der Rat Revolutionärer Betriebsobleute und Revolutionärer

Soldatenvertreter eine zehnköpfige Abordnung, darunter Eugen Leviné und Max Levien, die mit
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beratender Stimme an den Sitzungen des Revolutionären Zentralrats teilnehmen sollen.&nbsp;

10. April 1919 – Lena Christ bittet den Zentralrat um finanzielle Unterstützung

München * Die Schriftstellerin Magdalena Jerusalem, genannt Lena Christ, bittet den

Zentralratsvorsitzenden Ernst Toller um finanzielle Unterstützung.&nbsp;„Zurzeit habe ich fast

600 Mark Schulden und gar keine Einnahme. Ich muss alle Tage etwas von meinen sauer

erworbenen Sachen verkaufen. Bitte unterstützen Sie mich durch eine einmalige größere Summe

oder durch ein Monatsgeld, damit ich wieder aufschnaufen kann.“    Sie endet ihr Schreiben mit

dem Satz: „Ich bitte aber inständig, meine Bitte nicht in der Zeitung zu veröffentlichen!“&nbsp;

10. April 1919 – Ernst Toller redet im Hofbräuhaus vor den Betriebsräten

München * Ernst Toller redet im Hofbräuhaus&nbsp;vor den Betriebsräten.&nbsp;Er erklärt zu der

am Vorabend vom Rat der Revolutionären Betriebsobleute&nbsp;und vom Rat der

Revolutionären Soldatenvertreter&nbsp;beschlossenen sofortigen Abdankung des

Zentralrats&nbsp;und seiner eigenen Einsetzung als Träger der gesamten Gewalt, dass       die

Kommunisten aus wirtschaftlichen, politischen und militärischen Gründen nicht in der Lage sind,

die Herrschaft anzutreten und auf Dauer zu behaupten und   der Bauernrat&nbsp;einer

kommunistischen Räterepublik&nbsp;jede Unterstützung verweigern würde.&nbsp;

11. April 1919 – Entwaffnung der Bourgeoisie angeordnet

München * Um 19 Uhr ordnet der Revolutionäre Zentralrat (Ernst Toller) die Entwaffnung der

Bourgeoisie an. Die bürgerliche Bevölkerung muss innerhalb von 24 Stunden die in ihrem Besitz

befindlichen Waffen abliefern.    Toller veranlasst auch die Entwaffnung der Polizei. Er befürchtet,

dass die Beamten, die bereits im Königreich ihren Dienst verrichtet haben, sich bei einer

Gegenrevolution auf die Seite der Putschisten stellen werden.&nbsp;

11. April 1919 – Der Revolutionäre Zentralrat wird erweitert

München * Der Revolutionäre Zentralrat hat jetzt zehn neue Mitglieder: die am Tag zuvor

gewählte Abordnung des Rats Revolutionärer Betriebsobleute und Revolutionärer

Soldatenvertreter.&nbsp;Die Neuen lehnen ein Stimmrecht und die Verantwortung für die
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Maßnahmen des Zentralrats ab.&nbsp;

11. April 1919 – Die Freilassung aller Kriegsgefangenen beschlossen

München * Ernst Toller und der Revolutionäre Zentralrat veranlassen die Freilassung aller

Kriegsgefangenen. Sie sollen nicht durch erneute Kampfhandlungen in Mitleidenschaft gezogen

werden.&nbsp;Sie können sich ab sofort frei bewegen und dürfen den Freistaat Bayern

verlassen.&nbsp;

12. April 1919 – Münchner Bürger als Geiseln verhaftet

München * In der gleichen Nacht beginnt parallel daneben eine&nbsp;Verhaftungskommission

des Zentralrats&nbsp;Geiseln aus der Münchner Bürgerschaft festzunehmen.&nbsp;

12. April 1919 – Massenversammlungen zum Thema „Das Gebot der Stunde“

München * Der&nbsp;Zentralrat&nbsp;veranstaltet in sechs Sälen Münchner Brauereien

Massenversammlungen zum Thema&nbsp;„Das Gebot der Stunde“. &nbsp;

12. April 1919 – Die Kommunisten bestreiten den Führungsanspruch des Zentralrats

München&nbsp;*&nbsp;Die Räterepublik Baiern&nbsp;ist nicht nur bei den

bürgerlich-konservativen Kräften umstritten, sondern insbesondere bei den Kommunisten. Sie

bestreiten den Führungsanspruch des Zentralrats.&nbsp;

12. April 1919 – Der Zentralrat bestimmt den Inhalt der Bayerischen Kurier

München * Der konservative Bayerische Kurier gibt seinen Lesern bekannt:    „Nach neuerlicher

Anordnung des Revolutionären Zentralrats wird der gesamte Inhalt des ‚Bayer. Kurier‘ von der

Pressabteilung des Revolutionären Zentralrats bestimmt. Das Blatt hat auch den gesamten Raum

dem Revolutionären Zentralrat zur Verfügung zu stellen.“&nbsp;

12. April 1919 – Gustav Landauer gibt einen zuversichtlichen Lagebericht ab
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München-Maxvorstadt * Auf einer Sitzung des Revolutionären Zentralrats über die politische,

militärische und wirtschaftliche Situation der Räterepublik gibt Gustav Landauer einen

zuversichtlichen Bericht über die derzeitige Lage ab.&nbsp;

13. April 1919 – Die Verhaftungskommission des Zentralrats nimmt Geiseln

München * Zwischen 2 und 3 Uhr nimmt die Verhaftungskommission des Zentralrats Geiseln aus

der Münchner Bürgerschaft und dem Adel fest. Die Festgenommenen werden in die

Polizeidirektion gebracht.    Unter den Verhafteten befindet sich auch der Bahnhofskommandant

Emil Aschenbrenner, der aber später von seinem Stellvertreter wieder befreit wird und sich

danach umgehend zum Hauptbahnhof begibt.&nbsp;

13. April 1919 – Der Palmsonntag-Putsch scheint geglückt

München * Um 9 Uhr treffen sich Vertreter der gemäßigten Parteien beim Kommandanten der

Republikanischen Schutztruppe, Alfred Seyfferitz, zu einer Lagebesprechung. Sie wenden sich

gegen dessen Forderung nach Standrecht und Militärdiktatur.    Am Vormittag des Palmsonntags

scheint der Handstreich geglückt. Doch während in der ganzen Stadt die Absetzung des

Revolutionären Zentralrats und die Rückkehr der Regierung plakatiert wird, rufen die Anhänger

der Räterepublik zum Widerstand auf. Erste Schüsse fallen.&nbsp;

13. April 1919 – Das Luitpold-Gymnasium als Putschisten-Versteck

München-Isarvorstadt * Ein weiterer Teil der Putschisten versteckt sich im Luitpold-Gymnasium

an der Müllerstraße. Sie werden von bewaffneten Arbeitern unter der Leitung von Ernst Toller

zum aufgeben gezwungen.&nbsp;

13. April 1919 – Die Zweite oder Kommunistische Räterepublik wird ausgerufen

München-Graggenau * Noch während der Kämpfe am Hauptbahnhof kommen im Hofbräuhaus

die Betriebs- und Soldatenräte zusammen.       Sie rufen die Zweite Räterepublik oder

Kommunistische Räterepublik aus,   erklären den Revolutionären Zentralrat für abgesetzt und  

übertragen die gesamte gesetzgebende und vollziehende Gewalt einem 15-köpfigen

Aktionsausschuss. Das Gremium, bestehend aus Mehrheitssozialisten, Unabhängigen und
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Kommunisten.   Dieses wählt einen fünfköpfigen Vollzugsrat, dem unter dem Vorsitz von Eugen

Leviné, KPD, Wilhelm Duske und Emil Maenner von der USPD sowie Willi Budich und Max

Levien von der KPD angehören.   Stadtkommandant wird der 23-jährige Rudolf Egelhofer.     

Levinés Schritt widerspricht der Lagebeurteilung der Berliner KPD-Parteizentrale, die seit den

Januarereignissen vor politischen Abenteuern warnt. es wird spätere parteiinterne Kontroversen

zur Folge haben.&nbsp;

14. April 1919 – Die Regierung Hoffmann arbeitet mit Rechtsextremisten zusammen

Bamberg * Die&nbsp;Regierung Hoffmann&nbsp;setzt auf das neu eingerichtete

Propagandaministerium&nbsp;und die Zusammenarbeit mit bekennenden Rechtsextremisten. Im

Regierungsorgan Freistaat&nbsp;werden die Räteanhänger&nbsp;aufs übelste diffamiert und als

„ausländische Juden“, „land- und rassenfremde Elemente“ sowie als „Terroristen“ diffamiert.   

Ernst Toller gibt daraufhin im Auftrag des Zentralrats&nbsp;ein Flugblatt an die Bürger der

Räterepublik&nbsp;heraus.&nbsp;In diesem macht er auf die antisemitischen Hintergründe

aufmerksam und fordert die Bevölkerung zum Widerstand dagegen auf.&nbsp;

16. April 1919 – Die Räteregierung lehnt Gustav Landauers Kulturprogramm ab

München * Der Aktionsausschuss der Republik Baiern lehnt Gustav Landauers Kulturprogramm

ab, weshalb sich dieser resigniert aus der Politik der kommunistischen Räteregierung

zurückzieht. 

16. April 1919 – Gustav Lanauer distanziert sich von der kommunistischen Räterepublik

München * Gustav Landauer schreibt an den Aktionsausschuss: „Ich habe mich um der Sache

der Befreiung und des schönen Menschenlebens willen der Räterepublik zur Verfügung gestellt;

als der alte Zentralrat von einer Organisation ersetzt worden war, die vom Vertrauen der

Münchner Arbeiterschaft getragen zu sein schien. Sie haben meine Dienste bisher nicht in

Anspruch genommen.     Inzwischen habe ich Sie am Werke gesehen, habe Ihre Aufklärung, Ihre

Art den Kampf zu führen, kennengelernt. Ich habe gesehen, wie im Gegensatz zu dem, was Sie

,Schein-Räte-Republik‘ nennen, Ihre Wirklichkeit aussieht. Ich verstehe unter dem Kampf, der

Zustände schaffen will, die jedem Menschen gestatten, an den Gütern der Erde und der Kultur

teilzunehmen, etwas anderes als Sie.     Ich stelle also fest - was schon vorher kein Geheimnis

war - , dass die Abneigung gegen eine gemeinsame Arbeit gegenseitig ist. Der Sozialismus, der
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sich verwirklicht, macht sofort alle schöpferischen Kräfte lebendig; in Ihrem Werke aber sehe ich,

dass Sie auf wirtschaftlichem und geistigem Gebiet […] sich nicht darauf verstehen.     Diese

Mitteilung bleibt von mir streng privat; es liegt mir fern, das schwere Werk der Verteidigung, das

Sie führen, im geringsten zu stören. Aber ich beklage aufs schmerzlichste, daß es nur noch zum

geringsten Teil mein Werk, ein Werk der Wärme und des Aufschwungs, der Kultur und der

Wiedergeburt, ist, das jetzt verteidigt wird.“ 

18. April 1919 – Verschleppt ins Zuchthaus Ebrach

München - Ebrach&nbsp;* Am Nachmittag erfährt das Mitglied

des&nbsp;Vollzugsrats&nbsp;Wilhelm Karl Duske, dass im&nbsp;Zuchthaus Ebrach&nbsp;die

gewaltsam entführten 13&nbsp;Linken, darunter die acht Mitglieder des&nbsp;Zentralrats, wie

die&nbsp;Volksbeauftragten&nbsp;Dr. Franz Lipp und Fritz Soldmann, sowie

der&nbsp;Wohnungskommissar&nbsp;Dr. Arnold Wadler und

der&nbsp;Münchner&nbsp;Arbeiterrat&nbsp;Erich Mühsam, einsitzen.&nbsp;    Rudolf Egelhofer

erklärt dazu:&nbsp;„Wir können nichts weiter tun, als Hoffmann-Genossen festnehmen“.

30. April 1919 – 53 russische Kriegsgefangene werden in Pasing festgenommen

Pasing - Lochham * Am Pasinger Bahnhof werden 53 ehemalige russische Kriegsgefangene von

Regierungstruppen festgenommen.    Die Kriegsgefangenen wurden auf Veranlassung des

Revolutionären Zentralrats am 11. April aus der Haft entlassen. Sie konnten sich frei bewegen

und durften den Freistaat Bayern verlassen. Aufgrund der Unruhen in ihren Heimatländern war

ihnen aber die Rückreise nicht möglich. Deshalb schlossen sie sich, wie viele andere

Kriegsgefangene auch, freiwillig den Roten Garden in München an.    Nach Kämpfen in

Fürstenfeldbruck sind sie - unbewaffnet und aus der Roten Armee entlassen - nach München

zurückgekehrt, wo in Pasing die Festnahme erfolgte. Sie werden nach Lochham gebracht.&nbsp;
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